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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zu dem Zehnten Staatsvertrag

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

und zur Änderung rundfunkrechtlicher Vorschriften

Vom 10. Juni 2008

1) Ändert GVBl. II Anhang Staatsverträge
2) Ändert GVBl. II 74-13

Artikel 11)

Gesetz zu dem Zehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag

§ 1

Dem am 19. Dezember 2007 unter-
zeichneten Zehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag wird zugestimmt. 

§ 2

(1) Der Staatsvertrag wird nachstehend
veröffentlicht.

(2) Er tritt nach seinem Art. 6 Abs. 3
Satz 1 am 1. September 2008 in Kraft.
Sollte der Staatsvertrag nach seinem 
Art. 6 Abs. 3 Satz 2 gegenstandslos wer-
den, ist dies im Gesetz- und Verordnungs-
blatt Teil I bekannt zu geben. 

Artikel 22)

Änderung des Hessischen 
Privatrundfunkgesetzes

Das Hessische Privatrundfunkgesetz in
der Fassung vom 25. Januar 1995 (GVBl. I
S. 87), zuletzt geändert durch Gesetz vom
5. Juni 2007 (GVBl. I S. 294), wird wie
folgt geändert: 

1. Die Übersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) Der Angabe zu § 11 werden die
Worte „bei nicht bundesweiten
Angeboten“ angefügt. 

b) Die Angabe zu § 19 erhält folgen-
de Fassung:

„§ 19 Unzulässige Sendungen, Ju-
gendschutz, Gewinnspiele, Kurz-
berichterstattung, Übertragung
von Großereignissen, europäische
Produktionen, Eigen-, Auftrags-
und Gemeinschaftsproduktionen,
Plattformen und Zugangsfreiheit“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„§ 51 Abs. 2 bis 6 des Rundfunk-
staatsvertrages bleibt unberührt."

b) In Abs. 2 wird vor dem Wort „Ka-
belanlage“ das Wort „analogen“
eingefügt.

3. § 2 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fas-
sung:

„3. Rundfunkveranstalter: wer ein
Rundfunkprogramm unter eige-

ner inhaltlicher Verantwortung
anbietet,“

4. § 3 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„Hinsichtlich der Zuordnung von
drahtlosen Übertragungskapazitäten
für bundesweite Versorgungsbedarfe
findet § 51 Abs. 2 bis 6 des Rundfunk-
staatsvertrages Anwendung; für die
Belegung der Kabelanlagen gelten
die §§ 42 und 43.“

5. § 4 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

„Die §§ 20 und 20a in Verbindung mit
§§ 21 bis 39 des Rundfunkstaatsver-
trages finden Anwendung.“

6. § 11 wird wie folgt geändert:
a) Der Überschrift werden die Worte

„bei nicht bundesweiten Angebo-
ten“ angefügt.

b) Als Abs. 7 wird angefügt:
„(7) Bei bundesweiten Angebo-

ten richten sich die Aufsichtsmaß-
nahmen, die Rücknahme und der
Widerruf der Zulassung nach § 38
Abs. 2 bis 5 des Rundfunkstaats-
vertrages.“

7. Dem § 12 wird als Abs. 8 angefügt:

„(8) § 20 Abs. 1 Satz 2, die §§ 20a
und 35 bis 39 des Rundfunkstaatsver-
trages bleiben unberührt.“

8. § 19 erhält folgende Fassung:

„§ 19

Unzulässige Sendungen, Jugend-
schutz, Gewinnspiele, Kurzbericht -

erstattung, Übertragung von 
Groß ereignissen, europäische 

Produktionen, Eigen-, Auftrags- und 
Gemeinschaftsproduktionen, 

Plattformen und Zugangsfreiheit

Hinsichtlich der unzulässigen Sen-
dungen, des Jugendschutzes, der Ge-
winnspiele, der Kurzberichterstat-
tung, der Übertragung von Großer-
eignissen, der europäischen Produk-
tionen, der Eigen-, Auftrags- und Ge-
meinschaftsproduktionen, der Platt-
formen und der Zugangsfreiheit fin-
den die Vorschriften des Rundfunk-
staatsvertrages und des Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrages Anwen-
dung.“

9. § 39 Abs. 2 Satz 4 wird durch folgen-
de Sätze ersetzt:

„Der Name des Nutzungsberechtig-
ten ist am Anfang und am Ende jedes

Anlage



Beitrags anzugeben. Auf Verlangen
teilt die Landesanstalt die Anschrift
des Nutzungsberechtigten mit.“

10. § 43 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Belegung digitalisier-
ter Kabelanlagen mit Hörfunk-
und Fernsehprogrammen sowie
dem Rundfunk vergleichbaren
Telemedien richtet sich nach den
§§ 52 bis 53 des Rundfunkstaats-
vertrages.“

b) Die Abs. 2 und 3 werden aufgeho-
ben.

c) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 2.

11. In § 43a Satz 1 wird die Angabe 
„31. Dezember 2009“ durch „31. Au-
gust 2011“ ersetzt.

12. In § 44 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe
„§ 52 Abs. 5“ durch die Angabe 
„§ 51b Abs. 1 und 2“ ersetzt.

13. In § 57 Abs. 1 wird nach Satz 1 fol-
gender Satz eingefügt:

„§ 35 Abs. 11 des Rundfunkstaatsver-
trages bleibt unberührt.“

14. § 57 Abs. 2 Satz 4 wird gestrichen.

Artikel 33)

Änderung des Gesetzes zu dem Neunten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag

§ 3 des Gesetzes zu dem Neunten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 

5. Februar 2007 (GVBl. I S. 206) erhält fol-
gende Fassung:

„§ 3

Zuständige Behörde

1. nach § 59 Abs. 2 des Rundfunkstaats-
vertrages für die Aufsicht über Tele-
medien privater Anbieter,

2. nach § 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 bis 10 des
Rundfunkstaatsvertrages und nach 
§ 16 des Telemediengesetzes vom 
26. Februar 2007 (BGBl. I S. 179) für
die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten

ist die Hessische Landesanstalt für priva-
ten Rundfunk und neue Medien.“ 

Artikel 4

Ermächtigung zur Neubekanntmachung

Die Ministerpräsidentin oder der Mi -
nis terpräsident wird ermächtigt, das Hes-
sische Privatrundfunkgesetz in der sich
aus diesem Gesetz ergebenden Fassung
mit neuem Datum bekannt zu machen
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts
zu beseitigen.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. September
2008 in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 10. Juni 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

K o c h

3) Ändert GVBl. II Anhang Staatsverträge
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Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. Au -
gust 1991, zuletzt geändert durch den 
Neunten Rundfunkänderungsstaatsver-
trag vom 31. Juli bis 10. Oktober 2006,
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt neu ge-
fasst:

„Staatsvertrag für Rundfunk und 
Te lemedien (Rundfunkstaatsvertrag 
– RStV –).“

2. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt
geändert:

a) Es wird folgender neuer § 8a einge-
fügt:

„§ 8a Gewinnspiele“.

b) Es wird folgender neuer § 9b einge-
fügt:

„§ 9b Verbraucherschutz“.

c) Es wird folgender neuer § 19a ein-
gefügt:

„§ 19a Digitalisierung“.

d) Der bisherige  1. Unterabschnitt des
III. Abschnittes wird wie folgt neu
gefasst:

„1. Unterabschnitt

Grundsätze“

e) Es wird folgender neuer § 20a ein-
gefügt:

„§ 20a Erteilung einer Zulassung
für Veranstalter von bun-
desweit verbreitetem Rund-
funk“.

f) Nach § 20a wird folgender neuer 
2. Unterabschnitt eingefügt:

„2. Unterabschnitt

Verfahrensrechtliche Vorschrif-
ten“.

g) Der bisherige 2. Unterabschnitt des
III. Abschnittes wird der neue
3. Unterabschnitt.

h) Der bisherige 3. Unterabschnitt des
III. Abschnittes wird der neue
4. Unterabschnitt und wie folgt neu
gefasst:

„4. Unterabschnitt

Organisation der Medienauf-
sicht, Finanzierung

§ 35  Organisation
§ 36  Zuständigkeit, Aufgaben
§ 37  Verfahren bei Zulassung,

Zuweisung
§ 38  Anzeige, Aufsicht, Rück-

nahme, Widerruf
§ 39  Anwendungsbereich
§ 39a Zusammenarbeit
§ 40  Finanzierung besonderer 

Aufgaben“.

i) Die bisherigen 4. bis 6. Unterab-
schnitte des III. Abschnittes werden
die neuen 5. bis 7. Unterabschnitte.

j) Der V. Abschnitt wird wie folgt neu
gefasst:

„V. Abschnitt

Plattformen, Übertragungskapa-
zitäten

§ 50 Grundsatz
§ 51 Zuordnung von drahtlosen

Übertragungskapazitäten
§ 51a Zuweisung von drahtlosen

Übertragungskapazitäten
an private Anbieter durch
die zuständige Landesme-
dienanstalt

§ 51b Weiterverbreitung
§ 52 Plattformen
§ 52a Regelungen für Plattformen
§ 52b Belegung von Plattformen
§ 52c Technische Zugangsfreiheit
§ 52d Entgelte, Tarife
§ 52e Vorlage von Unterlagen,

Zusammenarbeit mit der
Regulierungsbehörde für
Telekommunikation

§ 52f Maßnahmen durch die zu-
ständige Landesmedienan-
stalt

§ 53 Satzungen, Richtlinien
§ 53a Überprüfungsklausel
§ 53b Bestehende Zulassungen,

Zuordnungen, Zuweisun-
gen, Anzeige von bestehen-
den Plattformen“.

k) § 58 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 58 Werbung, Sponsoring, 
Gewinnspiele“.

3. In § 2 Abs. 2 Nr. 9 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt und werden
folgende neue Nummern 10 und 11
angefügt:

„10. Anbieter einer Plattform, wer auf
digitalen Übertragungskapazitä-
ten oder digitalen Datenströmen
Rundfunk und vergleichbare
Telemedien (Telemedien, die an

Anlage
Zehnter Staatsvertrag

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)



die Allgemeinheit gerichtet sind)
auch von Dritten mit dem Ziel zu-
sammenfasst, diese Angebote als
Gesamtangebot zugänglich zu
machen oder wer über die Aus-
wahl für die Zusammenfassung
entscheidet; Plattformanbieter ist
nicht, wer Rundfunk oder ver-
gleichbare Telemedien aus-
schließlich vermarktet,

11. Rundfunkveranstalter, wer ein
Rundfunkprogramm unter eige-
ner inhaltlicher Verantwortung
anbietet.“

4. Es wird folgender neuer § 8a einge-
fügt:

„§ 8a

Gewinnspiele

(1) Gewinnspielsendungen und Ge-
winnspiele sind zulässig. Sie unterlie-
gen dem Gebot der Transparenz und
des Teilnehmerschutzes. Sie dürfen
nicht irreführen und den Interessen
der Teilnehmer nicht schaden. Insbe-
sondere ist im Programm über die Kos -
ten der Teilnahme, die Teilnahmebe-
rechtigung, die Spielgestaltung sowie
über die Auflösung der gestellten Auf-
gabe zu informieren. Die Belange des
Jugendschutzes sind zu wahren. Für
die Teilnahme darf nur ein Entgelt bis
zu 0,50 Euro verlangt werden; § 13
Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.

(2) Der Veranstalter hat der für die
Aufsicht zuständigen Stelle auf Verlan-
gen alle Unterlagen vorzulegen und
Auskünfte zu erteilen, die zur Über-
prüfung der ordnungsgemäßen Durch-
führung der Gewinnspielsendungen
und Gewinnspiele erforderlich sind.“

5. Es wird folgender neuer § 9b einge-
fügt:

„§ 9b

Verbraucherschutz

Mit Ausnahme der §§ 2, 9 und 12
gelten die Regelungen des EG-Ver-
braucherschutz durchsetzungsgesetzes
hinsichtlich der Bestimmungen dieses
Staatsvertrages zur Umsetzung der Ar-
tikel 10 bis 21 der Richtlinie 89/552/
EWG des Rates vom 3. Oktober 1989
zur Koordinierung bestimmter Rechts-
und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Ausübung der
Fernsehtätigkeit (ABl. L 298 vom 
17. Oktober 1989, S. 23), zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 97/36/EG des
Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 202 vom 30. Juli 1997, 
S. 60), bei innergemeinschaftlichen
Verstößen  entsprechend.“

6. In § 16 Abs. 4 werden die Worte
„Pflichthinweise im Sinne des Heilmit-
telwerbegesetzes“ ersetzt durch die
Worte „gesetzliche Pflichthinweise“
und die Worte „im Sinne der Absätze 1
bis 3“ gestrichen.

7. § 16a wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkan-
stalten und das ZDF erlassen
Richtlinien zur Durchführung der
§§ 7, 8, 8a, 15 und 16; in der Richt-
linie zu § 8a sind insbesondere die
Bedingungen zur Teilnahme Min-
derjähriger näher zu bestimmen.“

b) Es wird folgender neuer Satz 3 an-
gefügt:

„Sätze 1 und 2 gelten für Richtlini-
en des Deutschlandradios zu § 8a
entsprechend.“

8. Es wird folgender neuer § 19a einge-
fügt:

„§ 19a

Digitalisierung

Die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstal-
ten, das ZDF und das Deutschlandra-
dio können ihrem gesetzlichen Auf-
trag durch Nutzung aller Übertra-
gungswege nachkommen. Sie sind
berechtigt, zu angemessenen Bedin-
gungen die analoge terrestrische Ver-
sorgung schrittweise einzustellen, um
Zug um Zug den Ausbau und die Zu-
weisung digitaler terrestrischer Über-
tragungskapazitäten zu ermöglichen.
Die analoge terrestrische Fernsehver-
sorgung kann auch dann eingestellt
werden, wenn der Empfang der Pro-
gramme über einen anderen Übertra-
gungsweg gewährleistet ist.“

9. Die Überschrift des 1. Unterabschnit-
tes des III. Abschnittes wird wie folgt
neu gefasst:

„1. Unterabschnitt

Grundsätze“

10. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt neu ge -
fasst:

„(1) Private Veranstalter bedür-
fen zur Veranstaltung von Rund-
funk einer Zulassung. Unbescha-
det der Bestimmungen der §§ 21
bis 39a  richtet sich die Zulassung
eines Veranstalters von bundes-
weit verbreitetem Rundfunk nach
§ 20a; im Übrigen richtet sich die
Zulassung nach Landesrecht. In
der Zulassung für Veranstalter
bundesweit verbreiteter Program-
me ist die Programmkategorie
(Voll- oder Spartenprogramm) fest-
zulegen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte
„nach Landesrecht“ gestri-
chen.
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bb) In Satz 2 werden die Worte
„im Einvernehmen mit allen
Landesmedienanstalten“ ge-
strichen.

11. Es wird folgender neuer § 20a einge-
fügt:

„§ 20a

Erteilung einer Zulassung für Veran-
stalter von bundesweit verbreitetem

Rundfunk

(1) Eine Zulassung darf nur an ei-
ne natürliche oder juristische Person
erteilt werden, die

1. unbeschränkt geschäftsfähig ist,

2. die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu
bekleiden, nicht durch Richter-
spruch verloren hat,

3. das Grundrecht der freien Mei-
nungsäußerung nicht nach Arti -
kel 18 des Grundgesetzes verwirkt
hat,

4. als Vereinigung nicht verboten ist,

5. ihren Wohnsitz oder Sitz in der
Bundesrepublik Deutschland, ei-
nem sonstigen Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder einem
anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum hat und gerichtlich
verfolgt werden kann,

6. die Gewähr dafür bietet, dass sie
unter Beachtung der gesetzlichen
Vorschriften und der auf dieser
Grundlage erlassenen Verwal-
tungsakte Rundfunk veranstaltet.

(2) Die Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 Nr. 1 bis 3 und 6 müssen bei ju-
ristischen Personen von den gesetzli-
chen oder satzungsmäßigen Vertre-
tern erfüllt sein. Einem Veranstalter
in der Rechtsform einer Aktiengesell-
schaft darf nur dann eine Zulassung
erteilt werden, wenn in der Satzung
der Aktiengesellschaft bestimmt ist,
dass die Aktien nur als Namensaktien
oder als Namensaktien und stimm-
rechtslose Vorzugsaktien ausgegeben
werden dürfen.

(3) Eine Zulassung darf nicht er-
teilt werden an juristische Personen
des öffentlichen Rechts mit Ausnah-
me von Kirchen und Hochschulen, an
deren gesetzliche Vertreter und lei-
tende Bedienstete sowie an politische
Parteien und Wählervereinigungen.
Gleiches gilt für Unternehmen, die im
Verhältnis eines verbundenen Unter-
nehmens im Sinne des § 15 des Akti-
engesetzes zu den in Satz 1 Genann-
ten stehen. Die Sätze 1 und 2 gelten
für ausländische öffentliche oder
staatliche Stellen entsprechend.“

12. Nach § 20a wird folgende neue Über-
schrift eingefügt:

„2. Unterabschnitt

Verfahrensrechtliche Vorschriften“.

13. Der bisherige 2. Unterabschnitt des
III. Abschnitts wird der neue 3. Unter-
abschnitt.

14. In § 26 Abs. 4 Satz 1 wird die Verwei-
sung auf „§ 35 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1“ er-
setzt durch die Verweisung auf „§ 35
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3“.

15. In § 31 Abs. 2 Satz 4 werden die Wor-
te „unter den Voraussetzungen des 
§ 36 Abs. 2“ gestrichen.

16. Der bisherige 3. Unterabschnitt des
III. Abschnitts wird der neue 4. Unter-
abschnitt und wie folgt neu gefasst:

„4. Unterabschnitt

Organisation der Medienaufsicht, 
Finanzierung

§ 35

Organisation

(1) Die Aufgaben nach § 36 oblie-
gen der zuständigen Landesmedien-
anstalt. Sie trifft entsprechend den
Bestimmungen dieses Staatsvertrages
die jeweiligen Entscheidungen.

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben
nach Absatz 1 und nach den Bestim-
mungen des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages bestehen:

1. Die Kommission für Zulassung und
Aufsicht (ZAK),

2. die Gremienvorsitzendenkonfe-
renz (GVK),

3. die Kommission zur Ermittlung der
Konzentration im Medienbereich
(KEK) und

4. die Kommission für Jugendme-
dienschutz (KJM).

Diese dienen der jeweils zuständigen
Landesmedienanstalt als Organe bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
§ 36.

(3) Die Landesmedienanstalten
entsenden jeweils den nach Landes-
recht bestimmten gesetzlichen Ver-
treter in die ZAK; eine Vertretung im
Fall der Verhinderung ist durch den
ständigen Vertreter zulässig. Die
Tätigkeit der Mitglieder der ZAK ist
unentgeltlich.

(4) Die GVK setzt sich zusammen
aus dem jeweiligen Vorsitzenden des
plural besetzten Beschlussgremiums
der Landesmedienanstalten; eine
Vertretung im Fall der Verhinderung
durch den stellvertretenden Vorsit-
zenden ist zulässig. Die Tätigkeit der
Mitglieder der GVK ist unentgeltlich.

(5) Die KEK besteht aus

1. sechs Sachverständigen des Rund-
funk- und des Wirtschaftsrechts,
von denen drei die Befähigung
zum Richteramt haben müssen,
und

2. sechs nach Landesrecht bestimm-
ten gesetzlichen Vertretern der
Landesmedienanstalten.
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Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1 der
KEK und zwei Ersatzmitglieder für
den Fall der Verhinderung eines die-
ser Mitglieder werden von den Minis -
terpräsidenten der Länder für die
Dauer von fünf Jahren einvernehm-
lich berufen. Von der Mitgliedschaft
nach Satz 2 ausgeschlossen sind Mit-
glieder und Bedienstete der Institutio-
nen der Europäischen Union, der Ver-
fassungsorgane des Bundes und der
Länder, Gremienmitglieder und Be-
dienstete von Landesrundfunkanstal-
ten der ARD, des ZDF, des Deutsch-
landradios, des Europäischen Fern-
sehkulturkanals „Arte“, der Landes-
medienanstalten, der privaten Rund-
funkveranstalter und Plattformanbie-
ter sowie Bedienstete von an ihnen
unmittelbar oder mittelbar im Sinne
von § 28 beteiligten Unternehmen.
Scheidet ein Mitglied nach Satz 2
aus, berufen die Ministerpräsidenten
der Länder einvernehmlich ein Er-
satzmitglied oder einen anderen
Sachverständigen für den Rest der
Amtsdauer als Mitglied; entsprechen-
des gilt, wenn ein Ersatzmitglied aus-
scheidet. Die Mitglieder nach Satz 2
erhalten für ihre Tätigkeit eine ange-
messene Vergütung und Ersatz ihrer
notwendigen Auslagen. Das Vorsitz-
land der Rundfunkkommission
schließt die Verträge mit diesen Mit-
gliedern. Der Vorsitzende der KEK
und sein Stellvertreter sind aus der
Gruppe der Mitglieder nach Satz 1
Nr. 1 zu wählen. Die sechs Vertreter
der Landesmedienanstalten und zwei
Ersatzmitglieder für den Fall der Ver-
hinderung eines dieser Vertreter wer-
den durch die Landesmedienanstal-
ten für die Amtszeit der KEK gewählt.

(6) Ein Vertreter der Landesme-
dienanstalten darf nicht zugleich der
KEK und der KJM angehören; Ersatz-
mitgliedschaft oder stellvertretende
Mitgliedschaft sind zulässig.

(7) Die Landesmedienanstalten
bilden für die Organe nach Absatz 2
eine gemeinsame Geschäftsstelle; un-
beschadet dessen verbleiben bis zum
31. August 2013 die Geschäftsstelle
der KJM in Erfurt und der KEK in
Potsdam.

(8) Die Mitglieder der ZAK, der
GVK und der KEK sind bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben nach diesem
Staatsvertrag an Weisungen nicht ge-
bunden. § 24 gilt für die Mitglieder
der ZAK und GVK entsprechend. Die
Verschwiegenheitspflicht nach § 24
gilt auch im Verhältnis der Mitglieder
der Organe nach Absatz 2 zu anderen
Organen der Landesmedienanstalten.

(9) Die Organe nach Absatz 2 fas-
sen ihre Beschlüsse mit der Mehrheit
ihrer gesetzlichen Mitglieder. Bei Be-
schlüssen der KEK entscheidet im
Fall der Stimmengleichheit die Stim-
me des Vorsitzenden, bei seiner Ver-
hinderung die Stimme des stellvertre-
tenden Vorsitzenden. Die Beschlüsse

sind zu begründen. In der Begrün-
dung sind die wesentlichen tatsächli-
chen und rechtlichen Gründe mitzu-
teilen. Die Beschlüsse sind gegenüber
den anderen Organen der zuständi-
gen Landesmedienanstalt bindend.
Die zuständige Landesmedienanstalt
hat die Beschlüsse im Rahmen der
von den Organen nach Absatz 2 Satz 1
gesetzten Fristen zu vollziehen.

(10) Die Landesmedienanstalten
stellen den Organen nach Absatz 2
die notwendigen personellen und
sachlichen Mittel zur Verfügung. Die
Organe erstellen jeweils einen Wirt-
schaftsplan nach den Grundsätzen
der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit. Die Kosten für die Organe nach
Absatz 2 werden aus dem Anteil der
Landesmedienanstalten nach § 10 des
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertra-
ges gedeckt. Näheres regeln die Lan-
desmedienanstalten durch überein-
stimmende Satzungen.

(11) Von den Verfahrensbeteiligten
sind durch die zuständigen Landes -
medienanstalten Kosten in angemes-
senem Umfang zu erheben. Näheres
regeln die Landesmedienanstalten
durch übereinstimmende Satzungen.

§ 36

Zuständigkeiten, Aufgaben

(1) Zuständig ist in den Fällen des
Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1, 3, 4 und 8 die
Landesmedienanstalt, bei der der ent-
sprechende Antrag oder die Anzeige
eingeht. Sind nach Satz 1 mehrere
Landesmedienanstalten zuständig,
entscheidet die Landesmedienanstalt,
die zuerst mit der Sache befasst wor-
den ist. Zuständig in den Fällen des
Absatzes  2 Satz 1 Nr. 5 bis 7 und 9
sowie in den Fällen der Rücknahme
oder des Widerrufs der Zulassung
oder der Zuweisung ist die Landes-
medienanstalt, die dem Veranstalter
die Zulassung erteilt, die Zuweisung
vorgenommen oder die Anzeige ent-
gegengenommen hat.

(2) Die ZAK ist für folgende Auf-
gaben zuständig:
1. Zulassung, Rücknahme oder Wi-

derruf der Zulassung bundeswei-
ter Veranstalter nach §§ 20a, 38
Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 Nr. 1, 

2. Wahrnehmung der Aufgaben nach
§ 51 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 3,

3. Zuweisung von Übertragungska-
pazitäten für bundesweite Versor-
gungsbedarfe und deren Rücknah-
me oder Widerruf nach §§ 51a und
38 Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 Nr. 2,
soweit die GVK nicht nach Ab -
satz 3 zuständig ist,

4. Anzeige des Plattformbetriebs
nach § 52,

5. Aufsicht über Plattformen nach 
§ 51b Abs. 1 und 2 sowie §§ 52a
bis f, soweit nicht die GVK nach
Absatz 3 zuständig ist,
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6. Feststellung des Vorliegens der
Voraussetzungen für Regionalfens -
terprogramme nach § 25 Abs. 4
Satz 1 und für Sendezeit für Dritte
nach § 31 Abs. 2 Satz 4,

7. Aufsichtsmaßnahmen gegenüber
privaten bundesweiten Veranstal-
tern, soweit nicht die KEK nach
Absatz 4 zuständig ist,

8. Entscheidungen über die Zulas-
sungspflicht nach § 20 Abs. 2; die-
se Entscheidungen trifft sie einver-
nehmlich,

9. Befassung mit Anzeigen nach § 38
Abs. 1.

Die ZAK kann Prüfausschüsse für die
Aufgaben nach Satz 1 Nr. 7 einrich-
ten. Die Prüfausschüsse entscheiden
jeweils bei Einstimmigkeit anstelle
der ZAK. Zu Beginn der Amtsperiode
der ZAK wird die Verteilung der Ver-
fahren von der ZAK festgelegt. Das
Nähere ist in der Geschäftsordnung
der ZAK festzulegen.

(3) Die GVK ist zuständig für Aus-
wahlentscheidungen bei den Zuwei-
sungen von Übertragungskapazitäten
nach § 51a Abs. 4 und für die Ent-
scheidung über die Belegung von
Plattformen nach § 52b Abs. 4 Satz 4
und 6. Die ZAK unterrichtet die GVK
fortlaufend über ihre Tätigkeit. Sie
bezieht die GVK in grundsätzlichen
Angelegenheiten, insbesondere bei
der Erstellung von Satzungen und
Richtlinienentwürfen, ein.

(4) Die KEK ist zuständig für die
abschließende Beurteilung von Fra-
gestellungen der Sicherung von Mei-
nungsvielfalt im Zusammenhang mit
der bundesweiten Veranstaltung von
Fernsehprogrammen. Sie ist im Rah-
men des Satzes 1 insbesondere zu-
ständig für die Prüfung solcher Fra-
gen bei der Entscheidung über eine
Zulassung oder Änderung einer Zu-
lassung, bei der Bestätigung von Ver-
änderungen von Beteiligungsverhält-
nissen als unbedenklich und bei
Maßnahmen nach § 26 Abs. 4. Die
KEK ermittelt die den Unternehmen
jeweils zurechenbaren Zuschaueran-
teile.

(5) Die Auswahl und Zulassung
von Regionalfensterprogrammveran-
staltern nach § 25 Abs. 4 und Fenster-
programmveranstaltern nach § 31
Abs. 4 sowie die Aufsicht über diese
Programme obliegen dem für die Zu-
lassung nicht bundesweiter Angebote
zuständigen Organ der zuständigen
Landesmedienanstalt. Bei Auswahl
und Zulassung der Veranstalter nach
Satz 1 ist zuvor das Benehmen mit
der KEK herzustellen.

(6) § 47 Abs. 3 Satz 1 bleibt un-
berührt.

§ 37

Verfahren bei Zulassung, Zuweisung

(1) Geht ein Antrag nach § 36
Abs. 2 Nr. 1, 3, 4, 8 oder 9 bei der zu-

ständigen Landesmedienanstalt ein,
legt der nach Landesrecht bestimmte
gesetzliche Vertreter unverzüglich
den Antrag sowie die vorhandenen
Unterlagen der ZAK und in den Fäl-
len des § 36 Abs. 2 Nr. 1 zusätzlich
der KEK vor.

(2) Kann nicht allen Anträgen
nach § 36 Abs. 2 Nr. 3 entsprochen
werden, entscheidet die GVK.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für
die Beurteilung von Fragestellungen
der Sicherung von Meinungsvielfalt
durch die KEK im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit in anderen Fällen als dem
der Zulassung eines bundesweiten
privaten Veranstalters.

(4) Den Kommissionen nach § 35
Abs. 2 stehen die Verfahrensrechte
nach den §§ 21 und 22 zu.

(5) Bei Rechtsmitteln gegen Ent-
scheidungen nach den §§ 35 und 36
findet ein Vorverfahren nach § 68
Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) nicht statt.

§ 38

Anzeige, Aufsicht, Rücknahme, 
Widerruf

(1) Jede Landesmedienanstalt
kann gegenüber der zuständigen
Landesmedienanstalt anzeigen, dass
ein bundesweit verbreitetes Pro-
gramm gegen die sonstigen Bestim-
mungen dieses Staatsvertrages ver-
stößt. Die zuständige Landesmedien-
anstalt ist verpflichtet, sich durch die
ZAK mit der Anzeige zu befassen.

(2) Stellt die zuständige Landes-
medienanstalt fest, dass ein Anbieter
gegen die Bestimmungen dieses
Staatsvertrages verstoßen hat, trifft
sie die erforderlichen Maßnahmen.
Maßnahmen sind insbesondere Bean-
standung, Untersagung, Rücknahme
und Widerruf. Die Bestimmungen des
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages
bleiben unberührt.

(3) Die Zulassung nach § 20a oder
die Zuweisung nach § 51a werden je-
weils zurückgenommen, wenn

1. bei der Zulassung eine Zulas-
sungsvoraussetzung gemäß § 20a
Abs. 1 oder 2 nicht gegeben war
oder eine Zulassungsbeschrän-
kung gemäß § 20a Abs. 3 nicht
berücksichtigt wurde oder

2. bei der Zuweisung  die Vorgaben
gemäß § 51a Abs. 4 nicht berück-
sichtigt wurden

und innerhalb eines von der zuständi-
gen Landesmedienanstalt bestimmten
Zeitraums keine Abhilfe erfolgt.

(4) Zulassung und Zuweisung wer-
den jeweils widerrufen, wenn

1. im Fall der Zulassung

a) nachträglich eine Zulassungs-
voraussetzung gemäß § 20a
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Abs. 1 oder 2 entfällt oder eine
Zulassungsbeschränkung ge -
mäß § 20a Abs. 3 eintritt und in-
nerhalb des von der zuständi-
gen Landesmedienanstalt be-
stimmten angemessenen Zeit-
raums keine Abhilfe erfolgt
oder

b) der Rundfunkveranstalter ge-
gen seine Verpflichtungen auf-
grund dieses Staatsvertrages
oder des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages wiederholt
schwerwiegend verstoßen und
die Anweisungen der zuständi-
gen Landesmedienanstalt inner-
halb des von ihr bestimmten
Zeitraums nicht befolgt hat;

2. im Fall der Zuweisung

a) nachträglich wesentliche Ver-
änderungen des Angebots ein-
getreten und vom Anbieter zu
vertreten sind, nach denen das
Angebot den Anforderungen
des § 51a Abs. 4 nicht mehr
genügt und innerhalb des von
der zuständigen Landesmedien-
anstalt bestimmten Zeitraums
keine Abhilfe erfolgt oder

b) das Angebot aus Gründen, die
vom Anbieter zu vertreten sind,
innerhalb des dafür vorgesehe-
nen Zeitraums nicht oder nicht
mit der festgesetzten Dauer be-
gonnen oder fortgesetzt wird.

(5) Der Anbieter wird für einen
Vermögensnachteil, der durch die
Rücknahme oder den Widerruf nach
den Absätzen 3 oder 4 eintritt, nicht
entschädigt. Im Übrigen gilt für die
Rücknahme und den Widerruf das
Verwaltungsverfahrensgesetz des
Sitzlandes der jeweils zuständigen
Landesmedienanstalt.

§ 39

Anwendungsbereich

Die §§ 20a bis 38 gelten nur für
bundesweite Angebote. Eine abwei-
chende Regelung durch Landesrecht
ist nicht zulässig. Die Entscheidungen
der KEK sind den Zuweisungen von
Übertragungskapazitäten nach die-
sem Staatsvertrag und durch die zu-
ständige Landesmedienanstalt auch
bei der Entscheidung über die Zuwei-
sung von Übertragungskapazitäten
nach Landesrecht zugrunde zu legen.

§ 39a

Zusammenarbeit

(1) Die Landesmedienanstalten ar-
beiten im Rahmen der Erfüllung ihrer
Aufgaben mit der Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und
mit dem Bundeskartellamt zusam-
men. Die Landesmedienanstalten ha-
ben auf Anfrage der Regulierungs-
behörde für Telekommunikation oder
des Bundeskartellamtes Erkenntnisse

zu übermitteln, die für die Erfüllung
von deren Aufgaben erforderlich
sind.

(2) Absatz 1 gilt für Landeskartell-
behörden entsprechend.

§ 40

Finanzierung besonderer Aufgaben

(1) Der in § 10 des Rundfunkfinan-
zierungsstaatsvertrages bestimmte
An teil kann für die Finanzierung fol-
gender Aufgaben verwendet werden:

1. Zulassungs- und Aufsichtsfunktio-
nen der Landesmedienanstalten
einschließlich hierfür notwendiger
planerischer, insbesondere techni-
scher Vorarbeiten,

2. die Förderung offener Kanäle.

Mittel aus dem Anteil nach Satz 1
können bis zum 31. Dezember 2010
aufgrund besonderer Ermächtigung
durch den Landesgesetzgeber auch
für die Förderung von landesrechtlich
gebotener technischer Infrastruktur
zur Versorgung des Landes und zur
Förderung von Projekten für neuarti-
ge Rundfunkübertragungstechniken
verwendet werden. Die Förderung
von Projekten für neuartige Rund-
funkübertragungstechniken soll zeit-
lich befristet werden. Formen der
nichtkommerziellen Veranstaltung
von lokalem und regionalem Rund-
funk und Projekte zur Förderung der
Medienkompetenz können aus dem
Anteil nach Satz 1 aufgrund besonde-
rer Ermächtigung durch den Landes-
gesetzgeber gefördert werden.

(2) Das Recht des Landesgesetzge-
bers, der Landesmedienanstalt nur ei-
nen Teil des Anteils nach Absatz 1
zuzuweisen, bleibt unberührt.

(3) Soweit der Anteil nach Ab-
satz 1 nicht in Anspruch genommen
wird, steht er den jeweiligen Landes-
rundfunkanstalten zu. Eine landesge-
setzliche Zweckbestimmung ist zuläs-
sig.“

17. In § 45 Abs. 3 werden die Worte
„Pflichthinweise im Sinne des Heil-
mittelwerbegesetzes“ ersetzt durch
die Worte „gesetzliche Pflichthinwei-
se“ und die Worte „im Sinne der Ab-
sätze 1 und 2“ gestrichen.

18. In § 45b Satz 1 wird die Verweisung
auf „§§ 7, 8, 44, 45 und 45a“ ersetzt
durch die Verweisung auf „§§ 7, 8,
8a, 44, 45 und 45a“.

19. § 46 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Landesmedienanstalten erlassen
gemeinsame Satzungen oder Richtli-
nien zur Durchführung der §§ 7, 8,
8a, 44, 45, 45a und 45b; in der Sat-
zung oder Richtlinie zu § 8a sind ins-
besondere die Ahndung von Ver-
stößen und die Bedingungen zur Teil-
nahme Minderjähriger näher zu be-
stimmen.“
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20. Die bisherigen 4. bis 6. Unterab-
schnitte des III. Abschnitts werden
die neuen 5. bis 7. Unterabschnitte.

21. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt
geändert:

aa) Die Nummern 5 und 6 werden
durch folgende neue Num-
mern 5 bis 12 ersetzt:

„5. einer Satzung nach § 46
Satz 1 in Verbindung mit
§ 8a zuwiderhandelt, so-
weit die Satzung für einen
bestimmten Tatbestand
auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist,

6. entgegen § 51b Abs. 2
Satz 1 oder 3 die Weiter-
verbreitung von Fernseh-
programmen nicht, nicht
rechtzeitig oder nicht voll-
ständig anzeigt und die
Anzeige nicht durch den
Plattformanbieter vorge-
nommen wurde,

7. entgegen § 52 Abs. 3 Satz 1
oder 2 den Betrieb einer
Plattform mit Rundfunk
und vergleichbaren Tele-
medien nicht, nicht recht-
zeitig oder nicht vollstän-
dig anzeigt,

8. entgegen § 52a Abs. 3
Satz 1 und 2 ohne Zustim-
mung des jeweiligen
Rundfunkveranstalters des-
sen Programm und ver-
gleichbare Telemedien in-
haltlich und technisch ver-
ändert oder einzelne
Rundfunkprogramme oder
Inhalte in Programmpake-
te aufnimmt oder in ande-
rer Weise entgeltlich oder
unentgeltlich vermarktet,

9. entgegen § 52b Abs. 1
oder § 52b Abs. 2 Satz 2, 3
oder 4 die erforderlichen
Übertragungskapazitäten
für die zu verbreitenden
Programme nicht oder in
nicht ausreichendem Um-
fang oder nicht zu den
vorgesehenen Bedingun-
gen zur Verfügung stellt
oder

entgegen § 52b Abs. 4
Satz 3 oder Satz 6 die Be-
legung oder die Änderung
der Belegung von Plattfor-
men nicht, nicht rechtzei-
tig oder nicht vollständig
anzeigt,

10. entgegen § 52c Abs. 1
Satz 2 durch die Verwen-
dung eines Zugangsbe-
rechtigungssystems oder
eines Systems nach § 52c
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 oder

durch Schnittstellen für
Anwendungsprogramme
oder durch sonstige tech-
nische Vorgaben zu § 52c
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3
gegenüber Herstellern di-
gitaler Rundfunkemp-
fangsgeräte Anbieter von
Rundfunk oder vergleich-
barer Telemedien ein-
schließlich elektronischer
Programmführer bei der
Verbreitung ihrer Ange-
bote unbillig behindert
oder gegenüber gleichar-
tigen Anbietern ohne
sachlich gerechtfertigten
Grund unterschiedlich be-
handelt,

entgegen § 52c Abs. 2
Satz 1 oder 2 die Verwen-
dung oder Änderung ei-
nes Zugangsberechti-
gungssystems oder eines
Systems nach § 52c Abs. 1
Satz 2 Nr. 3 oder einer
Schnittstelle für Anwen-
dungsprogramme oder die
Entgelte hierfür nicht un-
verzüglich anzeigt oder

entgegen § 52c Abs. 2
Satz 3 der zuständigen
Landesmedienanstalt auf
Verlangen die erforderli-
chen Auskünfte nicht er-
teilt,

11. entgegen § 52d Satz 1 An-
bieter von Programmen
und vergleichbaren Tele-
medien durch die Ausge-
staltung der Entgelte un-
billig behindert oder ge-
genüber gleichartigen An-
bietern ohne sachlich ge-
rechtfertigten Grund un-
terschiedlich behandelt
oder

entgegen § 52d Satz 3
Entgelte und Tarife für
Angebote nach § 52b 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2
Satz 2 nicht, nicht recht-
zeitig oder nicht vollstän-
dig offenlegt,

12. entgegen § 52e Abs. 1
Satz 1 der zuständigen
Landesmedienanstalt auf
Verlangen die erforderli-
chen Unterlagen nicht
vorlegt,“.

bb) Die bisherigen Nummern 7 bis
10 werden die neuen Num-
mern 13 bis 16.

b) In Absatz 2 wird die Verweisung
auf „Absatz 1 Satz 2 Nr. 7 und 8“
ersetzt durch die Verweisung „Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 13 und 14“ und
die Verweisung auf „Absatz 1 Satz 2
Nr. 9 und 10“ ersetzt durch die
Verweisung auf „Absatz 1 Satz 2
Nr. 15 und 16“.
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c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Verwei-
sung auf „Absatz 1 Satz 1 Nr. 18
bis 23“ ergänzt um die Verweisung
„und Satz 2 Nr. 13 bis 16“.

22. Der V. Abschnitt wird wie folgt neu
gefasst:

„V. Abschnitt

Plattformen, 
Übertragungskapazitäten

§ 50

Grundsatz

Die Entscheidung über die Zuord-
nung, Zuweisung und Nutzung der
Übertragungskapazitäten, die zur
Verbreitung von Rundfunk und ver-
gleichbaren Telemedien (Telemedien,
die an die Allgemeinheit gerichtet
sind) dienen, erfolgt nach Maßgabe
dieses Staatsvertrages und des jewei-
ligen Landesrechts.

§ 51

Zuordnung von drahtlosen 
Übertragungskapazitäten

(1) Über die Anmeldung bei der
für Telekommunikation zuständigen
Regulie rungsbehörde für bundeswei-
te Versorgungsbedarfe an nicht lei-
tungsgebundenen (drahtlosen) Über-
tragungskapazitäten entscheiden die
Länder einstimmig. Für länderüber-
greifende Bedarfsanmeldungen gilt
Satz 1 hinsichtlich der betroffenen
Länder entsprechend.

(2) Über die Zuordnung von Über-
tragungskapazitäten für bundesweite
Versorgungsbedarfe an die in der
ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF, das
Deutschlandradio oder die Landes-
medienanstalten entscheiden die Mi-
nisterpräsidenten der Länder durch
einstimmigen Beschluss.

(3) Für die Zuordnung gelten ins-
besondere die folgenden Grundsätze:

1. Zur Verfügung stehende freie
Übertragungskapazitäten sind den
in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten,
dem ZDF oder dem Deutschland-
radio und den Landesmedienan-
stalten bekannt zu machen;

2. reichen die Übertragungskapazitä-
ten für den geltend gemachten Be-
darf aus, sind diese entsprechend
zuzuordnen;

3. reichen die Übertragungskapazitä-
ten für den geltend gemachten Be-
darf nicht aus, wirken die Minis -
terpräsidenten auf eine Verständi-
gung zwischen den Beteiligten
hin; Beteiligte sind für private An-
bieter die Landesmedienanstalten;

4. kommt eine Verständigung zwi-
schen den Beteiligten nicht zu
Stande, entscheiden die Minister-

präsidenten, welche Zuordnung
unter Berücksichtigung der Beson-
derheiten der Übertragungskapa-
zität sowie unter Berücksichtigung
des Gesamtangebots die größt-
mögliche Vielfalt des Angebotes
sichert; dabei sind insbesondere
folgende Kriterien zu berücksichti-
gen:

a) Sicherung der Grundversor-
gung mit Rundfunk und Teilha-
be des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks an neuen Techniken
und Programmformen,

b) Belange des privaten Rund-
funks und der Anbieter von
Telemedien.

Die Zuordnung der Übertragungs-
kapazität erfolgt für die Dauer von
längstens 20 Jahren.

(4) Der Vorsitzende der Minister-
präsidentenkonferenz ordnet die
Übertragungs kapazität gemäß der
Entscheidung der Ministerpräsiden-
ten nach Absatz 2 zu.

(5) Wird eine zugeordnete Über-
tragungskapazität nach Ablauf von
18 Monaten nach Zugang der Zuord-
nungsentscheidung nicht für die Rea-
lisierung des Versorgungsbedarfs ge-
nutzt, kann die Zuordnungsentschei-
dung durch Beschluss der Minister-
präsidenten widerrufen werden; eine
Entschädigung wird nicht gewährt.
Auf Antrag des Zuordnungsempfän-
gers kann die Frist durch Entschei-
dung der Ministerpräsidenten verlän-
gert werden.

(6) Die Ministerpräsidenten ver-
einbaren zur Durchführung der Ab-
sätze 2 bis 5 Verfahrensregelungen.

§ 51a

Zuweisung von drahtlosen Übertra-
gungskapazitäten an private Anbieter
durch die zuständige Landesmedien-

anstalt

(1) Übertragungskapazitäten für
drahtlose bundesweite Versorgungs-
bedarfe privater Anbieter können
Rundfunkveranstaltern, Anbietern
von vergleichbaren Telemedien oder
Plattformanbietern durch die zustän-
dige Landesmedienanstalt zugewie-
sen werden.

(2) Werden den Landesmedienan-
stalten Übertragungskapazitäten zu-
geordnet, bestimmen sie unverzüg-
lich Beginn und Ende einer Aus-
schlussfrist, innerhalb der schriftliche
Anträge auf Zuweisung von Übertra-
gungskapazitäten gestellt werden
können. Beginn und Ende der An-
tragsfrist, das Verfahren und die we-
sentlichen Anforderungen an die An-
tragstellung, insbesondere wie den
Anforderungen dieses Staatsvertra-
ges zur Sicherung der Meinungsviel-
falt genügt werden kann, sind von
den Landesmedienanstalten zu be-
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stimmen und in geeigneter Weise zu
veröffentlichen (Ausschreibung).

(3) Kann nicht allen Anträgen auf
Zuweisung von Übertragungskapa-
zitäten entsprochen werden, wirkt die
zuständige Landesmedienanstalt auf
eine Verständigung zwischen den
Antragstellern hin. Kommt eine Ver-
ständigung zustande, legt sie diese
ihrer Entscheidung über die Auftei-
lung der Übertragungskapazitäten zu
Grunde, wenn nach den vorgelegten
Unterlagen erwartet werden kann,
dass in der Gesamtheit der Angebote
die Vielfalt der Meinungen zum Aus-
druck kommt.

(4) Lässt sich innerhalb der von
der zuständigen Landesmedienanstalt
zu bestimmenden angemessenen
Frist keine Einigung erzielen oder
entspricht die vorgesehene Auftei-
lung voraussichtlich nicht dem Gebot
der Meinungsvielfalt, weist die zu-
ständige Landesmedienanstalt dem
Antragssteller die Übertragungskapa-
zität zu, der am ehesten erwarten 
lässt, dass sein Angebot

1. die Meinungsvielfalt fördert,

2. auch das öffentliche Geschehen,
die politischen Ereignisse sowie
das kulturelle Leben darstellt und

3. bedeutsame politische, weltan-
schauliche und gesellschaftliche
Gruppen zu Wort kommen lässt.

In die Auswahlentscheidung ist fer-
ner einzubeziehen, ob das Angebot
wirtschaftlich tragfähig erscheint so-
wie Nutzerinteressen und -akzeptanz
hinreichend berücksichtigt. Für den
Fall, dass die Übertragungskapazität
einem Anbieter einer Plattform zuge-
wiesen werden soll, ist des Weiteren
zu berücksichtigen, ob das betreffen-
de Angebot den Zugang von Fern-
seh- und Hörfunkveranstaltern sowie
Anbietern von vergleichbaren Tele-
medien einschließlich elektronischer
Programmführer zu angemessenen
Bedingungen ermöglicht und den Zu-
gang chancengleich und diskriminie-
rungsfrei gewährt.

(5) Die Zuweisung von Übertra-
gungskapazitäten erfolgt für die Dau-
er von zehn Jahren. Eine einmalige
Verlängerung um zehn Jahre ist
zulässig. Die Zuweisung ist sofort
vollziehbar. Wird eine zugewiesene
Übertragungskapazität nach Ablauf
von zwölf Monaten nach Zugang der
Zuweisungsentscheidung nicht ge-
nutzt, kann die zuständige Landes-
medienanstalt die Zuweisungsent-
scheidung nach § 38 Abs. 4 Nr. 2b wi-
derrufen. Auf Antrag des Zuwei-
sungsempfängers kann die Frist ver-
längert werden.

§ 51b

Weiterverbreitung

(1) Die zeitgleiche und unverän-
derte Weiterverbreitung von bundes-

weit empfangbaren Fernsehprogram-
men, die in Europa in rechtlich zuläs-
siger Weise und entsprechend den
Bestimmungen des Europäischen
Übereinkommens über das grenz -
überschreitende Fernsehen veranstal-
tet werden, ist zulässig. Die Weiter-
verbreitung von Fernsehprogrammen
kann unter Beachtung europäischer
rundfunkrechtlicher Regelungen aus-
gesetzt werden.

(2) Veranstalter anderer als der in
Absatz 1 genannten Fernsehprogram-
me haben die Weiterverbreitung min-
destens einen Monat vor Beginn bei
der Landesmedienanstalt anzuzeigen,
in deren Geltungsbereich die Pro-
gramme verbreitet werden sollen. Die
Anzeige kann auch der Plattformbe-
treiber vornehmen. Die Anzeige muss
die Nennung eines Programmverant-
wortlichen, eine Beschreibung des
Programms und die Vorlage einer Zu-
lassung oder eines vergleichbaren
Dokuments beinhalten. Die Weiter-
verbreitung ist dem Betreiber der
Plattform zu untersagen, wenn das
Rundfunkprogramm nicht den Anfor-
derungen des § 3 oder des Jugend-
medienschutz-Staatsvertrages ent-
spricht oder wenn der Veranstalter
nach dem geltenden Recht des Ur-
sprungslandes zur Veranstaltung von
Rundfunk nicht befugt ist oder wenn
das Programm nicht inhaltlich unver-
ändert verbreitet wird.

(3) Landesrechtliche Regelungen
zur analogen Kanalbelegung für
Rundfunk sind zulässig, soweit sie zur
Erreichung klar umrissener Ziele von
allgemeinem Interesse erforderlich
sind. Sie können insbesondere zur Si-
cherung einer pluralistischen, am Ge-
bot der Meinungsvielfalt orientierten,
Medienordnung getroffen werden.
Einzelheiten, insbesondere die Rang-
folge bei der Belegung der Kabel-
kanäle, regelt das Landesrecht.

§ 52

Plattformen

(1) Die nachstehenden Regelun-
gen gelten für Plattformen auf allen
technischen Übertragungskapazitä-
ten. Mit Ausnahme der §§ 52a und f
gelten sie nicht für Anbieter von
1. Plattformen in offenen Netzen (In-

ternet, UMTS oder vergleichbare
Netze), soweit sie dort über keine
marktbeherrschende Stellung ver-
fügen,

2. Plattformen, die sich auf die un-
veränderte Weiterleitung eines
Gesamtangebotes beschränken,
das den Vorgaben dieses Ab-
schnitts entspricht,

3. drahtgebundenen Plattformen mit
in der Regel weniger als 10 000 
angeschlossenen Wohneinheiten
oder

4. drahtlosen Plattformen mit in der
Regel weniger als 20 000 Nutzern.
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Die Landesmedienanstalten legen in
den Satzungen und Richtlinien nach
§ 53 fest, welche Anbieter unter
Berücksichtigung der regionalen und
lokalen Verhältnisse den Regelungen
nach Satz 2 unterfallen.

(2) Eine Plattform darf nur betrei-
ben, wer den Anforderungen des 
§ 20a Abs. 1 und 2 genügt.

(3) Private Anbieter, die eine Platt-
form mit Rundfunk und vergleichba-
ren Telemedien anbieten wollen,
müssen dies mindestens einen Monat
vor Inbetriebnahme der zuständigen
Landesmedienanstalt anzeigen. Die
Anzeige hat zu enthalten

1. Angaben entsprechend § 20a
Abs. 1 und 2 und

2. die Darlegung, wie den Anforde-
rungen der §§ 52a bis 52d entspro-
chen werden soll.

§ 52a

Regelungen für Plattformen

(1) Für die Angebote in Plattfor-
men gilt die verfassungsmäßige Ord-
nung. Die Vorschriften der allgemei-
nen Gesetze und die gesetzlichen Be-
stimmungen zum Schutz der persönli-
chen Ehre sind einzuhalten.

(2) Plattformanbieter sind für eige-
ne Programme und Dienste verant-
wortlich. Bei Verfügungen der Auf-
sichtsbehörden gegen Programme
und Dienste Dritter, die über die
Plattform verbreitet werden, sind die-
se zur Umsetzung dieser Verfügung
verpflichtet. Sind Maßnahmen ge-
genüber dem Verantwortlichen von
Programmen und Diensten nach Satz 2
nicht durchführbar oder nicht Erfolg
versprechend, können Maßnahmen
zur Verhinderung des Zugangs von
Programmen und Diensten auch ge-
gen den Plattformanbieter gerichtet
werden, sofern eine Verhinderung
technisch möglich und zumutbar ist.

(3) Der Anbieter einer Plattform
darf ohne Zustimmung des jeweiligen
Rundfunkveranstalters dessen Pro-
gramme und vergleichbare Telemedi-
en inhaltlich und technisch nicht ver-
ändern sowie einzelne Rundfunkpro-
gramme oder Inhalte nicht in Pro-
grammpakete aufnehmen oder in an-
derer Weise entgeltlich oder unent-
geltlich vermarkten. Technische Ver-
änderungen, die ausschließlich einer
effizienten Kapazitätsnutzung dienen
und die Einhaltung des vereinbarten
Qualitätsstandards nicht beeinträchti-
gen, sind zulässig.

§ 52b

Belegung von Plattformen

(1) Für Plattformen privater Anbie-
ter mit Fernsehprogrammen gelten
die nachfolgenden Bestimmungen:

1. Der Plattformanbieter hat inner-
halb einer technischen Kapazität
im Umfang von höchstens einem
Drittel der für die digitale Verbrei-
tung von Rundfunk zur Verfügung
stehenden Gesamtkapazität si-
cherzustellen, dass

a) die erforderlichen Kapazitäten
für die für die bundesweite Ver-
breitung gesetzlich bestimmten
gebührenfinanzierten Program-
me sowie für die Dritten Pro-
gramme des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks einschließlich
programmbegleitender Dienste,
zur Verfügung stehen; die im
Rahmen der Dritten Programme
verbreiteten Landesfenster sind
nur innerhalb der Länder zu
verbreiten, für die sie gesetzlich
bestimmt sind,

b) die Kapazitäten für die privaten
Fernsehprogramme, die Regio-
nalfenster gemäß § 25 enthal-
ten, zur Verfügung stehen,

c) die Kapazitäten  für die im je-
weiligen Land zugelassenen re-
gionalen und lokalen Fernseh-
programme sowie die Offenen
Kanäle zur Verfügung stehen;
die landesrechtlichen Sonder-
vorschriften für Offene Kanäle
und vergleichbare Angebote
bleiben unberührt,

d) die technischen Kapazitäten
nach Buchstabe a bis c im Ver-
hältnis zu anderen digitalen Ka-
pazitäten technisch gleichwer-
tig sind,

2. innerhalb einer weiteren techni-
schen Kapazität im Umfang der
Kapazität nach Nummer 1 trifft der
Plattformanbieter die Entschei-
dung über die Belegung mit in di-
gitaler Technik verbreiteten Fern-
sehprogrammen und Telemedien,
soweit er darin unter Einbezie-
hung der Interessen der ange-
schlossenen Teilnehmer eine Viel-
zahl von Programmveranstaltern
sowie ein vielfältiges Programm -
angebot an Vollprogrammen, nicht
entgeltfinanzierten Programmen,
Spartenprogrammen und Fremd-
sprachenprogrammen einbezieht
sowie vergleichbare Telemedien
angemessen berücksichtigt,

3. innerhalb der darüber hinausge-
henden technischen Kapazitäten
trifft er die Entscheidung über die
Belegung allein nach Maßgabe
der allgemeinen Gesetze.

Reicht die Kapazität zur Belegung
nach Satz 1 nicht aus, sind die
Grundsätze des Satzes 1 entspre-
chend der zur Verfügung stehenden
Gesamtkapazität anzuwenden; dabei
haben die für das jeweilige Verbrei-
tungsgebiet gesetzlich bestimmten
gebührenfinanzierten Programme
und programmbegleitende Dienste
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
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Vorrang unbeschadet der angemesse-
nen Berücksichtigung der Angebote
nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. b und c.

(2) Für Plattformen privater Anbie-
ter mit Hörfunkprogrammen gelten
die nachfolgenden Bestimmungen.
Der Plattformanbieter hat  sicherzu-
stellen, dass

1. innerhalb einer technischen Kapa-
zität im Umfang von höchstens ei-
nem Drittel der für die digitale
Verbreitung von Hörfunk zur Ver-
fügung stehenden Gesamtkapa-
zität die technischen Kapazitäten
für die in dem jeweiligen Verbrei-
tungsgebiet gesetzlich bestimmten
gebührenfinanzierten Programme
und programmbegleitenden Diens -
te des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks zur Verfügung stehen,

2. innerhalb einer weiteren techni-
schen Übertragungskapazität im
Umfang nach Nummer 1 trifft der
Plattformanbieter die Entschei-
dung über die Belegung mit in di-
gitaler Technik verbreiteten Hör-
funkprogrammen und Telemedien,
soweit er darin unter Einbezie-
hung der Interessen der ange-
schlossenen Teilnehmer ein viel-
fältiges Angebot und eine Vielfalt
der Anbieter im jeweiligen Ver-
breitungsgebiet angemessen be -
rücksichtigt,

3. innerhalb der darüber hinausge-
henden technischen Kapazität trifft
er die Entscheidung über die Bele-
gung allein nach Maßgabe der all-
gemeinen Gesetze.

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
Werden Hörfunk- und Fernsehpro-
gramme auf einer Plattform verbrei-
tet, sind die Programme nach Satz 2
Nr. 1 im Rahmen der Kapazität nach
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a zu
berücksichtigen.

(3) Der Plattformanbieter ist von
den Anforderungen nach Absatz 1
und 2 befreit, soweit

1. der Anbieter der zuständigen Lan-
desmedienanstalt nachweist, dass
er selbst oder ein Dritter den Emp-
fang der entsprechenden Angebo-
te auf einem gleichartigen Über-
tragungsweg und demselben End-
gerät unmittelbar und ohne zu-
sätzlichen Aufwand ermöglicht,
oder

2. das Gebot der Meinungsvielfalt
bereits im Rahmen der Zuord-
nungs- oder Zuweisungsentschei-
dung nach den §§ 51 oder 51a
berücksichtigt wurde.

(4) Die Entscheidung über die Be-
legung von Plattformen trifft der An-
bieter der Plattform. Programme, die
dem Plattformanbieter gemäß § 28
zugerechnet werden können oder
von ihm exklusiv vermarktet werden,
bleiben bei der Erfüllung der Anfor-
derungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2

außer Betracht. Der Anbieter einer
Plattform hat die Belegung von Rund-
funkprogrammen oder Telemedien
der zuständigen Landesmedienanstalt
spätestens einen Monat vor ihrem Be-
ginn anzuzeigen. Werden die Voraus-
setzungen der Absätze 1 bis 3 nicht
erfüllt, erfolgt die Auswahl der zu
verbreitenden Rundfunkprogramme
nach Maßgabe dieses Staatsvertrages
und des Landesrechts durch die zu-
ständige Landesmedienanstalt. Zuvor
ist dem Anbieter einer Plattform eine
angemessene Frist zur Erfüllung der
gesetzlichen Voraussetzungen zu set-
zen. Bei Änderung der Belegungen
gelten die Sätze 1 bis 5 entsprechend.

§ 52c

Technische Zugangsfreiheit

(1) Anbieter von Plattformen, die
Rundfunk und vergleichbare Teleme-
dien verbreiten, haben zu gewähr -
leis ten, dass die eingesetzte Technik
ein vielfältiges Angebot ermöglicht.
Zur Sicherung der Meinungsvielfalt
dürfen Anbieter von Rundfunk und
vergleichbaren Telemedien ein -
schließ lich elektronischer Programm-
führer weder unmittelbar noch mittel-
bar

1. durch Zugangsberechtigungssys -
teme,

2. durch Schnittstellen für Anwen-
dungsprogramme,

3. durch Benutzeroberflächen, die
den ersten Zugriff auf die Angebo-
te herstellen, oder

4. durch sonstige technische Vorga-
ben zu den Nummern 1 bis 3 auch
gegenüber Herstellern digitaler
Rundfunkempfangsgeräte

bei der Verbreitung ihrer Angebote
unbillig behindert oder gegenüber
gleichartigen Anbietern ohne sach-
lich gerechtfertigten Grund unter-
schiedlich behandelt werden.

(2) Die Verwendung eines Zu-
gangsberechtigungssystems oder ei-
nes Systems nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3
oder einer Schnittstelle für Anwen-
dungsprogramme und die Entgelte
hierfür sind der zuständigen Landes-
medienanstalt unverzüglich anzuzei-
gen. Satz 1 gilt für Änderungen ent-
sprechend. Der zuständigen Landes-
medienanstalt sind auf Verlangen die
erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 52d

Entgelte, Tarife

Anbieter von Programmen und
vergleichbaren Telemedien dürfen
durch die Ausgestaltung der Entgelte
und Tarife nicht unbillig behindert
oder gegenüber gleichartigen Anbie-
tern ohne sachlich gerechtfertigten
Grund unterschiedlich behandelt
werden. Die Verbreitung von Ange-
boten nach § 52b Abs. 1 Nr. 1 und 2
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oder § 52b Abs. 2 in Verbindung mit
Abs. 1 Satz 1 hat zu angemessenen
Bedingungen zu erfolgen. Entgelte
und Tarife für Angebote nach § 52b
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2 sind
offenzulegen. Entgelte und Tarife
sind im Rahmen des Telekommunika-
tionsgesetzes so zu gestalten, dass
auch regionale und lokale Angebote
zu angemessenen und chancenglei-
chen Bedingungen verbreitet werden
können. Die landesrechtlichen Son-
dervorschriften für Offene Kanäle
und vergleichbare Angebote bleiben
unberührt.

§ 52e

Vorlage von Unterlagen, Zusammen-
arbeit mit der Regulierungsbehörde 

für Telekommunikation

(1) Anbieter von Plattformen sind
verpflichtet, die erforderlichen Unter-
lagen der zuständigen Landesme-
dienanstalt auf Verlangen vorzule-
gen. §§ 21 bis 24 gelten entspre-
chend.

(2) Ob ein Verstoß gegen § 52c
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder § 52d vor-
liegt, entscheidet bei Plattformanbie-
tern, die zugleich Anbieter der Tele-
kom munikations dienst leistung sind,
die zuständige Landesmedienanstalt
im Benehmen mit der Regulierungs-
behörde für Telekommunikation.

§ 52f

Maßnahmen durch die zuständige 
Landesmedienanstalt

Verstößt ein Plattformanbieter ge-
gen die Bestimmungen dieses Staats-
vertrages oder des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages, gilt § 38 Abs. 2
entsprechend.

§ 53

Satzungen, Richtlinien

Die Landesmedienanstalten regeln
durch Satzungen und Richtlinien Ein-
zelheiten zur Konkretisierung der sie
betreffenden Bestimmungen dieses
Abschnitts mit Ausnahme des § 51.
Dabei ist die Bedeutung für die öf-
fentliche Meinungsbildung für den
Empfängerkreis in Bezug auf den je-
weiligen Übertragungsweg zu
berücksichtigen.

§ 53a

Überprüfungsklausel

Dieser Abschnitt sowie die ergän-
zenden landesrechtlichen Regelun-
gen werden regelmäßig alle drei Jah-
re, erstmals zum 31. August 2011 ent-
sprechend Artikel 31 Abs. 1 der
Richtlinie 2002/22/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom
7. März 2002 über den Universal-
dienst und Nutzerrechte bei elektro-

nischen Kommunikationsnetzen und 
-diensten (Universaldienstrichtlinie)
überprüft.

§ 53b

Bestehende Zulassungen, 
Zuordnungen, Zuweisungen,

Anzeige von bestehenden 
Plattformen

(1) Bestehende Zulassungen, Zu-
ordnungen und Zuweisungen für
bundesweite Anbieter gelten bis zu
deren Ablauf fort. Bestehende Zulas-
sungen und Zuweisungen für Fens -
terprogrammveranstalter sollen bis
zum 31. Dezember 2009 unbeschadet
von Vorgaben des § 25 Abs. 4 Satz 4
verlängert werden.

(2) Anbieter von Plattformen, die
bei Inkrafttreten dieses Staatsvertra-
ges bereits in Betrieb sind, müssen
die Anzeige nach § 52 Abs. 3 spätes -
tens sechs Monate nach Inkrafttreten
dieses Staatsvertrages stellen.“

23. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu
gefasst:

„Werbung, Sponsoring, 
Gewinnspiele“.

b) Es wird folgender neuer Absatz 4
angefügt:

„(4) Für Gewinnspiele in ver-
gleichbaren Telemedien (Teleme-
dien, die an die Allgemeinheit ge-
richtet sind) gilt § 8a entspre-
chend.“

24. § 59 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt neu ge -
fasst:

„Die Einhaltung der Bestimmungen
für Telemedien einschließlich der
allgemeinen Gesetze und der ge-
setzlichen Bestimmungen zum
Schutz der persönlichen Ehre mit
Ausnahme des Datenschutzes wird
durch nach Landesrecht bestimmte
Aufsichtsbehörden überwacht.“

b) In Absatz 3 wird folgender neuer
Satz 7 angefügt:

„Die Befugnisse der Aufsichts-
behörden zur Durchsetzung der
Vorschriften der allgemeinen Ge-
setze und der gesetzlichen Bestim-
mungen zum Schutz der persönli-
chen Ehre bleiben unberührt.“

25. In § 63 wird folgender neuer Satz 3
angefügt:

„Abweichende Regelungen zu § 7
Abs. 8 1. Variante zur Umsetzung von
Vorgaben der Landesverfassung sind
zulässig.“
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Artikel 2

Änderung des ZDF-Staatsvertrages

In § 21 Abs. 1 Buchst. m des ZDF-
Staatsvertrages vom 31. August 1991, zu-
letzt geändert durch den Neun-
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom
31. Juli bis 10. Oktober 2006, werden die
Worte „des Deutschen Sportbundes“ er-
setzt durch die Worte „des Deutschen
Olympischen Sportbundes“.

Artikel 3

Änderung des Deutschlandradio-
Staatsvertrages

In § 21 Abs. 1 Buchst. m des Deutsch-
landradio-Staatsvertrages vom 17. Juni
1993, zuletzt geändert durch den Neun-
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom
31. Juli bis 10. Oktober 2006 wird die Be-
zeichnung „Deutsche Angestelltenge-
werkschaft, Landesverband Hamburg“
ersetzt durch die Bezeichnung „ver.di –
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
e.V., Landesbezirk Hamburg“.

Artikel 4

Änderung des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages

§ 14 Abs. 8 bis 10 des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages vom 10. bis
27. September 2002, zuletzt geändert
durch den Neunten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 31. Juli bis 10. Oktober
2006, wird gestrichen.

Artikel 5

Änderung des Rundfunkgebühren -
staatsvertrages

Der Rundfunkgebührenstaatsvertrag
vom 31. August 1991, zuletzt geändert
durch den Neunten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 31. Juli bis 10. Oktober
2006, wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Der Antragsteller hat die Vor-
aussetzungen für die Befreiung von
der Rundfunkgebührenpflicht durch
Vorlage einer entsprechenden Bestäti-
gung des Leistungsträgers im Original
oder die Vorlage des entsprechenden
Bescheides im Original oder in beglau-
bigter Kopie nachzuweisen.“

2. § 8 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst:

„(4) Die zuständige Landesrund -
funk anstalt oder die von ihr beauftrag-
te Stelle nach Absatz 2 kann zur Fest-
stellung, ob ein den Vorschriften die-
ses Staatsvertrages genügendes Rund-
funkteilnehmerverhältnis besteht, und
zur Verwaltung von Rundfunkteilneh-
merverhältnissen personenbezogene
Daten bei nichtöffentlichen Stellen oh-
ne Kenntnis des Betroffenen erheben,
verarbeiten oder nutzen. Vorausset-
zung dafür ist, dass

1. die Datenbestände dazu geeignet
sind, Rückschlüsse auf die Ge-
bührenpflicht zuzulassen, insbeson-
dere durch Abgleich mit dem Be-
stand der nach § 3 angemeldeten
Rundfunkteilnehmer und

2. sich die Daten auf Angaben zu

a) Zugehörigkeit des Betroffenen zu
einer bestimmten Personengrup-
pe,

b) Berufs-, Branchen- oder Ge-
schäftsbezeichnungen,

c) Vor- und Familiennamen,

d) Titel,

e) Anschrift und

f) Geburtsdatum

beschränken und kein erkennbarer
Grund zu der Annahme besteht, dass
der Betroffene ein schutzwürdiges In-
teresse an dem Ausschluss der Erhe-
bung, Verarbeitung oder Nutzung hat.

Es dürfen keine Daten, die Rück-
schlüsse auf tatsächliche oder persönli-
che Verhältnisse liefern könnten, an
die übermittelnde Stelle rückübermit-
telt werden. Die Daten sind spätestens
zwölf Monate nach ihrer Erhebung zu
löschen. Sie sind unverzüglich zu lö-
schen bei Feststellung des Nichtbeste-
hens oder des Bestehens eines Rund-
funkteilnehmerverhältnisses, das den
Voraussetzungen dieses Staatsvertra-
ges entspricht. Das Verfahren der re-
gelmäßigen Datenübermittlung durch
die Meldebehörden nach den Melde-
gesetzen oder Meldedatenvermitt-
lungsverordnungen der Länder bleibt
unberührt.“

Artikel 6

Übergangsbestimmung, Kündigung, 
Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Die laufende Amtsperiode der KJM
endet zum 31. März 2012.

(2) Für die Kündigung der in Artikel 1
bis 5 geänderten Staatsverträge sind die
dort vorgesehenen Kündigungsvorschrif-
ten maßgebend.

(3) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Sep-
tember 2008 in Kraft. Sind bis zum 
31. August 2008 nicht alle Ratifikationsur-
kunden bei der Staatskanzlei des Vorsit-
zenden der Ministerpräsidentenkonferenz
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegen-
standslos.

(4) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz teilt
den Ländern die Hinterlegung der Ratifi-
kationsurkunden mit.

(5) Die Länder werden ermächtigt, den
Wortlaut des Rundfunkstaatsvertrages,
des ZDF-Staatsvertrages, des Deutsch-
landradio-Staatsvertrages, des Jugend-
medienschutz-Staatsvertra ges und des
Rundfunkgebührenstaatsvertrages in der
Fassung, die sich aus den Artikeln 1 bis 5
ergibt, mit neuem Datum bekannt zu ma-
chen.
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Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Günther H. Oettinger

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Günther Beckstein

Für das Land Berlin:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 19. Dezember 2007 M. Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Ole von Beust

Für das Land Hessen:

Berlin, den 19. Dezember 2007 R. Koch

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 19. Dezember 2007 H. Ringstorff

Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Christian Wulff

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Jürgen Rüttgers

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Kurt Beck

Für das Saarland:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Peter Müller

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Georg Milbradt

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Böhmer

Für das Land Schleswig-Holstein:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Peter Harry Carstensen

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin, den 19. Dezember 2007 Dieter Althaus
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Protokollerklärung der Länder Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz
und des Saarlandes zu § 53b Abs. 1 
Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages

Die Länder Hessen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz und das Saarland bekräf-
tigen das Ziel des § 25 Abs. 4 Satz 4
Rundfunkstaatsvertrag, dass Fensterpro-
grammveranstalter und Hauptprogramm-
veranstalter nicht im Verhältnis eines ver-
bundenen Unternehmens zueinander ste-
hen sollen. Sie halten es daher unbescha-
det des § 53b Absatz 1 Satz 2 für zulässig,
bei anstehenden Zulassungen von Fen-
sterprogrammveranstaltern schon vor
dem 31. Dezember 2009 das Normziel des
§ 25 Abs. 4 Satz 4 zu erreichen.

Protokollerklärung der Freien und 
Hansestadt Hamburg und des Landes
Schleswig-Holstein zu § 53b Abs. 1 
Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages

Die Freie und Hansestadt Hamburg und
das Land Schleswig-Holstein begrüßen
die Verlängerung bestehender Zulassun-
gen für Fensterprogrammveranstalter als
einen Beitrag zur Rechts- und Investiti-
onssicherheit. Bereits in der Begründung
zum 8. Rundfunkänderungsstaatsvertrag
wurde die Auffassung der Länder zum
Ausdruck gebracht, dass die gesell-
schaftsrechtliche Struktur des Fensterver-
anstalters nur ein Element der Vielfaltssi-
cherung sein kann und nicht in direktem
Zusammenhang mit der Qualität der re-
gionalen Berichterstattung steht. Anders
als bei der Sendezeit für unabhängige
Dritte gemäß § 31 des Rundfunkstaatsver-
trags ist die gesellschaftsrechtliche Tren-
nung daher nicht zwingend vorgeschrie-
ben worden.

Die bestehenden Regionalfensterpro-
gramme beweisen, dass eine hochwertige
und redaktionell unabhängige Regional-
berichterstattung auch von mit dem
Hauptprogrammveranstalter verbunde-
nen Unternehmen gewährleistet werden
kann. Die Freie und Hansestadt Hamburg
und das Land Schleswig-Holstein be-
grüßen daher, dass mit der jetzt geregel-
ten Verlängerung der bestehenden Zulas-
sungen die nunmehr dringend anstehen-
de Überprüfung der Vorgabe des § 25
Abs. 4 Satz 4 des Rundfunkstaatsvertrags
(gesellschaftsrechtliche Trennung von
Haupt- und Fensterprogrammveranstal-
ter) verbunden wird. Die Freie und Han-
sestadt Hamburg und das Land Schles-
wig-Holstein sehen vor diesem Hinter-
grund auch weiterhin keine Veran -
lassung, gesellschaftsrechtliche Verände-
rungen vorzugeben, wenn die redaktio-
nelle Unabhängigkeit im Übrigen ge-
währleistet ist. 

Protokollerklärung des Landes Nieder-
sachsen zu § 52b Abs. 1 Satz 2 des 
Rundfunkstaatsvertrages

Das Land Niedersachsen  hält eine Über-
prüfung der Vorgabe des § 25 Abs. 4 Satz 4
bis zum 30. Juni 2009 für sinnvoll. Auf der
Grundlage des Ergebnisses einer Evalu -
ation der regionalen Berichterstattung soll
entschieden werden, inwiefern das Ziel
der Norm weiterverfolgt wird.

Protokollerklärung des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern zum 
Rundfunkgebühren staatsvertrag

Das Land Mecklenburg-Vorpommern er-
wartet im Rahmen der anstehenden
Strukturreform ein Rundfunkgebühren-
modell, das aufkommensneutral ist sowie
die soziale Gerechtigkeit und Akzeptanz
bei den Bürgerinnen und Bürgern verbes-
sert. Das Verfahren soll transparent sein,
einen möglichst geringen Verwaltungs-
aufwand haben und den Datenschutz
berücksichtigen.

Protokollerklärung der Länder 
Mecklenburg-Vorpommern und 
Schleswig-Holstein zu § 5 Abs. 2 des
Rundfunkgebührenstaatsvertrages

Für den Fall, dass ein Gebührenmodell
aufrechterhalten wird, welches Befrei-
ungstatbestände für das Hotelgewerbe
generell weiterhin erforderlich macht,
streben die Länder Mecklenburg-Vor-
pommern und Schleswig-Holstein an,
dass Vermieter mit nur einer Ferienwoh-
nung ebenfalls nur 50 vom Hundert der
Rundfunkgebühr für die dort bereitgehal-
tenen Geräte zahlen müssen.

Protokollerklärungen
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Elftes Gesetz
zur Änderung des Hessischen Abgeordnetengesetzes*)

Vom 10. Juni 2008

*) Ändert GVBl. II 12-11

Artikel 1

Änderung des Hessischen 
Abgeordnetengesetzes

Das Gesetz über die Rechtsverhältnis-
se der Abgeordneten des Hessischen
Landtags vom 18. Oktober 1989 (GVBl. I
S. 261), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 12. Dezember 2007 (GVBl. I S. 850),
wird wie folgt geändert:

1. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5

Grundentschädigung

(1) Ein Mitglied des Landtags erhält
eine Grundentschädigung. Diese be-
trägt ab 1. Juli 2008 monatlich 6 657
Euro. Davon wird 12-mal im Jahr der
steuerpflichtige Auszahlungsbetrag
nach Abs. 2 gezahlt, soweit nicht An-
rechnungen oder andere einschrän-
kende Maßnahmen entgegenstehen.

(2) Der Auszahlungsbetrag der
Grundentschädigung nach Abs. 1 ver-
mindert sich in Ansehung der zu den
Kosten in Pflegefällen nach § 16 ge-
währten Zuschüsse vom 1. Januar
1995 an um ein Dreihundertfünfund -
sechzigstel. Er beträgt ab 1. Juli 2008
monatlich 6 638 Euro. Der Präsident
des Landtags und die Fraktionsvorsit-
zenden erhalten zudem eine ebenfalls
steuerpflichtige, nicht versorgungs-
fähige Amtszulage in Höhe eines steu-
erpflichtigen Auszahlungsbetrages von
3 319 Euro, die Vizepräsidenten in
Höhe eines steuerpflichtigen Auszah-
lungsbetrages von 1 660 Euro. Auch
diese Amtszulagen werden 12-mal im
Jahr gezahlt.

(3) Die Grundentschädigung nach
Abs. 1 und die Auszahlungsbeträge
nach Abs. 2 werden zum 1. Juli 2009,
1. Juli 2010, 1. Juli 2011 und zum 
1. Juli 2012 an die Einkommensent-
wicklung angepasst. Maßstab für die
Anpassung sind die aus der Gegen -
überstellung der Jahresverdienste der
Verdiensterhebung des abgelaufenen
Jahres gegenüber dem Jahresergebnis
des vorangegangenen Jahres ermittel-
te Veränderungsrate sowie die Verän-
derungsraten der Einkommensent-
wicklung im öffentlichen Dienst in
Hessen mit folgender Gewichtung:

1. Bruttojahresverdienste (ohne Son-
derzahlungen) der vollzeitbeschäf-
tigten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer im Produzierenden Ge-
werbe und im Dienstleistungsbe-
reich (ohne öffentliche Verwaltung
und ohne private Haushalte) nach
der vierteljährlichen Verdiensterhe-
bung mit einem Anteil von 87,7
vom Hundert,

2. tarifliche Bruttoentgelte der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer
des öffentlichen Dienstes mit einem
Anteil von 6,6 vom Hundert; Einzel-
heiten regeln die Ausführungsbe-
stimmungen des Ältestenrats,

3. Bruttomonatsbezüge einer verheira-
teten Beamtin oder eines verheira-
teten Beamten (ohne Kinder) der
Besoldungsgruppe A 12 in der
höchsten Stufe mit einem Anteil
von 5,7 vom Hundert; Einzelheiten
regeln die Ausführungsbestimmun-
gen des Ältestenrats.

Die prozentuale Veränderung der nach
Satz 2 ermittelten Einkommensent-
wicklung teilt das Hessische Statisti-
sche Landesamt bis 1. Mai eines Jah-
res der Präsidentin oder dem Präsiden-
ten des Landtags mit. Diese oder die-
ser veröffentlicht die neuen Beträge
der Grundentschädigung und die
Höhe der Auszahlungsbeträge sowie
der Amtszulagen im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt.

(4) Der Landtag beschließt inner-
halb des ersten Halbjahres nach der
konstituierenden Sitzung über die An-
passung der Grundentschädigung
nach Abs. 1 und der Amtszulagen
nach Abs. 2 mit Wirkung für die ge-
samte Wahlperiode. Die Präsidentin
oder der Präsident leitet den Fraktio-
nen einen entsprechenden Gesetzes-
vorschlag zu."

2. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 3 Satz 4 erhält folgende Fas-
sung:

„Einem Mitglied des Landtags, das
außerhalb Wiesbadens wohnt und
in einer gemieteten oder eigenen
Wohnung in Wiesbaden übernach-
tet, kann je Übernachtung ein
Pauschbetrag in Höhe von 50 vom
Hundert des Betrags nach den Aus-
führungsbestimmungen zu § 6 
Abs. 1 Nr. 3 erstattet werden;
höchs tens können 12 Übernachtun-
gen im Monat geltend gemacht
werden.“

b) Nr. 5 erhält folgende Fassung:

„5. Eine Kostenpauschale. Die Auf-
wendungen für Büromaterial,
Fachliteratur, Zeitungen, Porto
und Telefon werden durch Zah-
lung einer monatlichen Kosten-
pauschale abgegolten. Diese
beträgt ab 1. Juli 2008 monat-
lich 533 Euro. Die Kostenpau-
schale wird jeweils zum 1. Juli
eines Jahres an die Preisent-
wicklung in Hessen angepasst.
Zugrunde gelegt wird die
durchschnittliche Veränderungs-
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rate des Verbraucherpreis index
des abgelaufenen Jahres. Die
Veränderungsrate teilt das Hes-
sische Statistische Landesamt
bis 1. Mai eines Jahres der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten
des Landtags mit. Diese oder
dieser veröffentlicht den neuen
Betrag der Kostenpauschale im
Gesetz- und Verordnungs-
blatt.“

3. In § 7 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte
„anerkannt privateigener Kraftfahr-
zeuge“ durch die Worte „eines Kraft-
fahrzeuges“ ersetzt.

4. § 9 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Das Übergangsgeld wird in Höhe des
monatlichen Auszahlungsbetrags der
Grundentschädigung nach § 5 Abs. 2
dreimal gezahlt.“

5. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Höhe der Altersentschädi-
gung beträgt für jedes Jahr der
tatsächlichen Mitgliedschaft im Land-
tag ein Achtel der Mindestaltersent-
schädigung nach § 11 Satz 1; soweit
die Mitgliedschaft im Landtag vor der
17. Wahlperiode zu berücksichtigen
ist, beträgt sie ein Sechstel.“

6. Dem § 38a wird folgender Abs. 5 an-
gefügt:

„(5) Tritt nach § 5 Abs. 3 eine Ver-
minderung der Grundentschädigung
ein, werden die sich nach Abs. 1 und 2
jeweils ergebenden Beträge um den
gleichen Vomhundertsatz entspre-
chend angepasst. Die nach Abs. 3 
Satz 1 und 2 neu festgesetzten Beträge
verändern sich jeweils um denselben
Vomhundertsatz, um den die Grund -
entschädigung nach § 5 Abs. 1 ange-
passt wird.“

Artikel 2

Regelung der Versorgung

Die Versorgung, das Ruhegeld und die
Hinterbliebenenversorgung aufgrund der
vor dem 1. Juli 2003 geltenden Bestim-
mungen des hessischen Abgeordneten-
rechts nehmen wegen der nach § 38a
HessAbgG vorgeschriebenen Verminde-
rung an der Anhebung zum 1. Juli 2008
nicht teil. Dies gilt entsprechend auch für
die in § 5 Abs. 3 HessAbgG vorgesehenen
weiteren Anpassungen, wenn jeweils der
Verminderungsbetrag höher als der An-
hebungsbetrag wäre.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2008 in
Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 10. Juni 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Schulgesetzes

Vom 5. Juni 2008

1) Ändert GVBl. II 72-123

Artikel 11)

Änderung des Hessischen Schulgesetzes

Das Hessische Schulgesetz in der Fas-
sung vom 14. Juni 2005 (GVBl. I S. 442),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
11. Dezember 2007 (GVBl. I S. 921) wird
wie folgt geändert:

1. § 15a erhält folgende Fassung: 

„§ 15a

Sicherstellung verlässlicher 
Schulzeiten

(1) Die Schulen treffen in eigener
Zuständigkeit Maßnahmen zur Ge-
währleistung einer verlässlichen
Schul zeit von mindestens fünf Zeit-
stunden  am Vormittag. Auf Beschluss
der Schulkonferenz kann im Schulpro-
gramm hiervon ab Jahrgangsstufe 8
abgewichen werden. Zur Sicherstel-
lung der verlässlichen Schulzeit kön-
nen auch Kräfte, die nicht der Schule
angehören, im Rahmen der dafür zu-
gewiesenen Haushaltsmittel beschäf-
tigt werden. Über deren Eignung und
Auswahl entscheidet die Schulleiterin
oder der Schulleiter im Rahmen der
Rechtsverordnung nach Abs. 3; Anbie-
ter von Personaldienstleistungen kön-
nen berücksichtigt werden, sofern sie
den Einsatz entsprechend qualifizier-
ten Personals gewährleisten.

(2) Abs. 1 gilt entsprechend für
Grundschulen, soweit sich nicht aus 
§ 17 Abs. 4 Satz 2 eine abweichende
Schulzeit ergibt. 

(3) Das Nähere über den Einsatz
der externen Kräfte wird durch Rechts-
verordnung geregelt, insbesondere zu

1. der Bestimmung der Eignung,

2. der Festlegung von Vergütungs-
grundsätzen,

3. der Heranziehung von externen
Anbietern von Personaldienstleis -
tungen,

4. den Befugnissen der externen Kräf-
te.“

2. § 75 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Schülerinnen und Schüler, die
die fünfte oder sechste Jahrgangsstufe
der Realschule, des Gymnasiums oder
der entsprechenden Schulzweige
schulformbezogener Gesamtschulen
besuchen, können nach Anhörung der
Eltern ausnahmsweise am Ende des
Schuljahres in eine andere Schulform
versetzt werden (Querversetzung),
wenn eine erfolgreiche Mitarbeit im

Unterricht des gewählten Bildungs-
ganges nicht zu erwarten ist und die
Wiederholung der Jahrgangsstufe die
Schülerin oder den Schüler in der Ent-
wicklung erheblich beeinträchtigen
würde. Die Entscheidung der Klassen-
konferenz bedarf der Zustimmung der
Schulleiterin oder des Schulleiters. Der
Widerspruch und die Anfechtungskla-
ge gegen eine Versetzungsentschei-
dung nach dieser Bestimmung haben
keine aufschiebende Wirkung.“

3. § 86 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Zur Sicherstellung verlässlicher
Schulzeiten können nach § 15a auch
geeignete Personen, die nicht Lehr-
kräfte im Sinne des Abs. 1 sind, als ex-
terne Kräfte in der Schule eingesetzt
werden. Sie können selbstständig
Klassen und Gruppen pädagogisch be-
treuen und unterrichtsergänzende
Maßnahmen durchführen. Sie sind zu
pädagogischen Maßnahmen nach § 82
Abs. 1 berechtigt. An den Konferenzen
der Lehrkräfte können sie ohne
Stimmrecht teilnehmen. Sie nehmen
keine Leistungsbewertungen nach 
§ 73 vor und wirken nicht bei Verset-
zungsentscheidungen nach § 75 mit.
Näheres regelt die Verordnung nach 
§ 15a Abs. 3.“

4. § 144a erhält folgende Fassung:

a) Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„Es muss gesichert sein, dass die
Schülerzahl in den Klassen der
Jahrgangsstufen 5 bis 9 oder 10 die
Mindestwerte für die Größe der
Klassen erreicht.“

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Errichtung von Haupt-
schulen oder Hauptschulzweigen
einer schulformbezogenen (koope-
rativen) Gesamtschule setzt in der
Regel voraus, dass sie voraussicht-
lich mindestens einzügig, die Er-
richtung von Realschulen und
Gymnasien oder den entsprechen-
den Zweigen einer schulformbezo-
genen (kooperativen) Gesamtschu-
le, dass sie voraussichtlich mindes -
tens zweizügig geführt werden
können. Die Errichtung von schul-
formübergreifenden (integrierten)
Gesamtschulen setzt voraus, dass
sie voraussichtlich mindestens
zweizügig geführt werden können.
Die Einrichtung von Förderstufen
als Bestandteil der Grundschulen 
(§ 11 Abs. 7), der Haupt- und Real-
schulen (§ 23 Abs. 7), der Haupt-
und Realschulzweige der koopera-
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tiven Gesamtschule sowie an schul-
formbezogenen (kooperativen) Ge-
samtschulen (§ 26 Abs. 2) setzt in
der Regel mindestens eine Zweizü-
gigkeit voraus. Die Umwandlung
einer schulformübergreifenden (in-
tegrierten) Gesamtschule in eine
schulformbezogene (kooperative)
Gesamtschule sowie die Umwand-
lung einer schulformbezogenen
(kooperativen) Gesamtschule in ei-
ne schulformübergreifende (inte-
grierte) Gesamtschule gilt nicht als
Errichtung im Sinne dieser Vor-
schrift. Die Errichtung einer gym -
nasialen Oberstufe oder eines be-
ruflichen Gymnasiums setzt in der
Regel voraus, dass in der Jahr-
gangsstufe der Einführungsphase
voraussichtlich eine Jahrgangsbrei-
te von mindestens 80 Schülerinnen
und Schülern erreicht wird. Reicht
die Zahl der Schülerinnen und
Schüler nicht aus, eine eigene gym-
nasiale Oberstufe zu bilden, soll
diese in einem Verbundsystem mit
einer anderen Schule mit gym -
nasialem Bildungsgang geführt
werden.“

c) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ein Unterschreiten der Min-
destzügigkeit oder Mindestjahr-
gangsbreite im Sinne der Abs. 1
und 2 ist nur zulässig, wenn der Be-
such einer anderen Schule des Bil-
dungsganges unter zumutbaren Be-
dingungen, insbesondere aufgrund
der Entfernung, nicht möglich und
ein regional ausgeglichenes Bil-
dungsangebot nicht mehr gewähr-
leistet ist.“

d) In Abs. 5 werden die Worte „sowie
die Richtwerte“ gestrichen. 

5. § 161 Abs. 10 wird gestrichen.

Artikel 22)

Verordnung über die Festlegung der 
Anzahl und der Größe der Klassen,

Gruppen und Kurse in allen Schulformen

§ 3a der Verordnung über die Festle-
gung der Anzahl und der Größe der Klas-
sen, Gruppen und Kurse in allen Schul-
formen vom 3. Dezember 1992 (ABl. 1993
S. 2), geändert durch Gesetz vom 29. No-
vember 2004 (GVBl. I S. 330), wird gestri-
chen.

Artikel 3

Änderung des Dritten Gesetzes 
zur Qualitätssicherung an 

hessischen Schulen

Art. 7 des Dritten Gesetzes zur Qua-
litätssicherung an hessischen Schulen
vom 29. November 2004 (GVBl. I S. 330)
wird wie folgt geändert:

1. Abs. 2 und 3 werden gestrichen.

2. Die bisherigen Abs. 4 bis 6 werden
Abs. 2 bis 4.

Artikel 4

Übergangsbestimmung

Soweit durch dieses Gesetz Rechtsver-
ordnungen geändert werden, bleibt die
Befugnis der zuständigen Stellen, die
Verordnung künftig zu ändern oder auf-
zuheben, unberührt.

Artikel 5

Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 5. Juni 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e r  J u s t i z  

Z u g l e i c h  m i t  d e r  L e i t u n g
d e s  H e s s i s c h e n  

K u l t u s m i n i s t e r i u m s
b e a u f t r a g t

B a n z e r

2) Ändert GVBl. II –
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 5. Juni 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e r  J u s t i z  

Z u g l e i c h  m i t  d e r  L e i t u n g
d e s  H e s s i s c h e n  

K u l t u s m i n i s t e r i u m s
b e a u f t r a g t

B a n z e r

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Schulgesetzes*)

Vom 5. Juni 2008

*) Ändert GVBl. II 72-123

Artikel 1

Das Hessische Schulgesetz in der Fas-
sung vom 14. Juni 2005 (GVBl. I S. 442),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
5. Juni 2008 (GVBl. I S. 759), wird wie
folgt geändert:

1. In § 4a  Abs. 1 Satz 4 wird das Wort
„Anschlussfähigkeit“ durch das Wort
„Durchlässigkeit“ ersetzt.

2. In § 9 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „An-
schlussfähigkeit“ durch das Wort
„Durchlässigkeit“ ersetzt. 

3. In § 12 Abs. 2 Satz 3 wird das Wort
„Anschlussfähigkeit“ durch das Wort
„Durchlässigkeit“ ersetzt.

4. § 26 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden nach den Worten
„Gymnasialzweig die Jahrgangs-
stufen 5 bis 9“ die Worte „oder 10“
angefügt.

b) Als neuer Satz 5 wird angefügt:

„Der Gymnasialzweig kann 5-jäh -
rig (Jahrgangsstufen 5 bis 9) oder 
6-jährig (Jahrgangsstufen 5 bis 10)
organisiert werden.“

5. § 26 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Die Entscheidung über die 5- oder 6-
jäh rige Organisation des Gymnasi-
alzweigs und die Entscheidungen nach
Abs. 2 trifft die Schulkonferenz auf der
Grundlage einer curricular und päda -
gogisch begründeten, die personellen,
sächlichen und unterrichtsorganisatori-
schen Möglichkeiten der Schule
berücksichtigenden Konzeption der
Gesamtkonferenz im Benehmen mit
dem Schulträger.“

6. In § 92 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort
„Anschlussfähigkeit“ durch das Wort
„Durchlässigkeit“ ersetzt.

7. § 129 wird wie folgt geändert:

a) Als neue Nr. 4 wird eingefügt:

„4. die 5- oder 6-jährige Organisa-
tion des Gymnasialzweiges an
kooperativen Gesamtschulen 
(§ 26 Abs. 3),“.

b) Die bisherigen Nr. 4 bis 11 werden
Nr. 5 bis 12.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.
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